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An den Herrn 
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nen 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Blumenfeldr Dr. 
Schulz (Berlin), Dr. Rutscbke und Genossen 
- Drucksache VI/920 - 


Welches ist der Stand der Ratifizierung folgender Abkommen 
und Konventionen des Europarates, die von der Bundesregierung 
unterzeichnet, aber noch nicht ratifiziert wurden: 

1. Europäisches Abkommen über die Ausbildung von Kranken- 
schwestern (25. Oktober 1967), 

2. Europäische Konvention über Tierschutz bei internationalen 
Transporten (13. Dezember 1968), 

3. Europäisches Abkommen über die Beschränkung der Verwen- 
dung gewisser Detergentien in Wasch- und Putzmitteln 

(16. September 1968), 

4. Europäische Konvention über den Schutz des archäologischen 
Erbes (6. Mai 1969), 

5. Konvention über die Ausarbeitung eines europäischen Arznei- 
buchs (22. Juni 1965), 

6. Europäisches Übereinkommen über die Vereinheitlichung ge- 
wisser Begriffe des materiellen Patentrechts (27. November 
1963), 

7. Europäische Konvention über die Niederlassung von Handels- 
gesellschaften (5. November 1968), 

8. Europäisches Übereinkommen über Fremdwährungsverbind- 
lichkeiten (11. Dezember 1967), 

9. Europäische Konvention über Informationen zum ausländi- 
schen Recht (7. Juni 1968), 

10. Europäische Konvention über die Abschaffung der Beglaubi- 
gung der von diplomatischen oder konsularischen Beamten 
ausgestellten Urkunden (7. Juni 1968)? 
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Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit, 
dem Herrn Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten und dem Herrn Bundesminister der Justiz wie folgt: 

1. Es ist vorgesehen, das Zustimmungsgesetz zum europäi- 
schen Übereinkommen über die Ausbildung von Kranken- 
schwestern (25. Oktober 1967) dem Kabinett im Laufe des 
Jahres 1970 zuzuleiten. Wegen der Abstimmung über eine 
gemeinsame deutschsprachige Übersetzung des Überein- 
kommens mit Österreich hat sich die Angelegenheit ver- 
zögert. 

2. Die Bundesregierung beabsichtigt, die Ratifizierung des 
Übereinkommens über Tierschutz bei internationalen 
Transporten (13. Dezember 1968) nach Schaffung einer ver- 
fassungsrechtlichen Grundlage für eine umfassende Kom- 
petenz des Bundesgesetzgebers für das Sachgebiet Tier- 
schutz vorzulegen. 

Die hierzu erforderliche Änderung des Grundgesetzes (Ge- 
setz zur Änderung des GG, Artikel 74 Nr. 20 - Tierschutz) 
liegt z. Z. dem Bundesrat zur Beschlußfassung vor. 

3. Die Bundesregierung beabsichtigt, den Entwurf eines Zu- 
stimmungsgesetzes zum europäischen Übereinkommen 
über die Beschränkung der Verwendung gewisser Deter- 
gentien in Wasch- und Putzmitteln (16. Dezember 1968) 
noch im Jahre 1970 vorzulegen. 

4. Die Ständige Vertragskommission der Länder, die mit dem 
Übereinkommen über den Schutz des archäologischen Kul- 
turgutes (6. Mai 1969) befaßt worden ist, hat der Bundes- 
regierung Ende Februar 1970 ihren Beschluß mitgeteilt, den 
Ländern die Zustimmung zum Übereinkommen zu empfeh- 
len. Sechs Länder haben bisher ihre Zustimmung mitgeteilt. 
Nach Vorliegen der Stellungnahmen der übrigen Länder 
wird das Übereinkommen dem Kabinett vorgelegt werden. 

5. Das Zustimmungsgesetz zum Übereinkommen über die 
Ausarbeitung eines europäischen Arzneibuches soll dem 
Kabinett voraussichtlich in der zweiten Hälfte des Jahres 
1970 vorgelegt werden. Die Vorlage des Entwurfs hat sich 
dadurch verzögert, daß gleichzeitig eine Änderung des 
Deutschen Arzneimittelgesetzes erforderlich wurde. 

6. Die Vorlage eines Vertragsgesetzes zu dem europäischen 
Übereinkommen über die Vereinheitlichung gewisser Be- 
griffe des materiellen Patentrechts (27. November 1963) 
muß aus folgenden Gründen noch zurückgestellt werden: 
Das Übereinkommen macht grundlegende Änderungen des 
deutschen materiellen Patentrechts erforderlich. Die Än- 
derungen sollten nur gleichzeitig mit der notwendigen 
Anpassung des deutschen Patentrechts an das supranatio- 
nale europäische Patentrecht vorgenommen werden. Dieses 
wird zur Zeit in den Verhandlungen mit 17 europäischen 
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Staaten über ein europäisches Patentverteilungsverfahren 
sowie in den Verhandlungen über das auf die Mitglied- 
staaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft be- 
schränkte „Gemeinschaftspatent'' vorbereitet. 

Diese Verhandlungen werden voraussichtlich im Jahre 
1972 abgeschlossen sein. Eine isolierte Anpassung des 
Patentrechts an die Bestimmungen des europäischen Über- 
einkommens von 1963 würde dazu führen, daß den betei- 
ligten Kreisen innerhalb eines kurzen Zeitraumes zweimal 
eine Änderung des nationalen Patentrechtes zugemutet 
werden müßte. Das deutsche Patentrecht kann auch nicht 
schon jetzt an das künftige europäische Recht angepaßt 
werden, weil eine sichere Voraussage über die Einzel- 
regelungen des europäischen Rechtes, die eine Anpassung 
notwendig machen, nicht möglich ist. 

7. Gemäß Artikel 7 des Europäischen Übereinkommens über 
die Niederlassung von Gesellschaften (5. November 1968) 
ist jeder Mitgliedstaat des Europarats berechtigt, bei Hin- 
terlegung der Ratifikationsurkunde Vorbehalte zu den in 
Kapitel II des Übereinkommens enthaltenen Bestimmun- 
gen über „Sofortmaßnahmen" zu machen, soweit diese 
nicht seinem innerstaatlichen Recht entsprechen. Die Bun- 
desrepublik Deutschland ist aufgrund innerstaatlichen 
Rechts gehalten, zu einigen Bestimmungen des Überein- 
kommens Vorbehalte zu machen. Die Abstimmung der 
„Vorbehaltsliste" innerhalb der Bundesministerien wird 
voraussichtlich in Kürze abgeschlossen sein. Nach Beteili- 
gung der Länder wird das Vertragsgesetz den gesetz- 
gebenden Körperschaften unverzüglich zugeleitet werden. 

8. Die Einleitung des Verfahrens zur Ratifizierung des euro- 
päischen Übereinkommens über Fremdwährungsverbind- 
lichkeiten (11. Dezember 1967) ist zurückgestellt worden, 
bis auch das Europäische Übereinkommen über den Zah- 
lungsort bei Fremdwährungsverbindlichkeiten ratifizie- 
rungsreif vorliegt. Zwischen beiden Übereinkommen be- 
steht ein enger sachlicher Zusammenhang. Grundlegende 
Regelungen des Übereinkommens über Fremdwährungs- 
verbindlichkeiten knüpfen an den Zahlungsort an. So 
räumt das Übereinkommen z. B. dem Schuldner grundsätz- 
lich das Recht ein, sich durch Zahlung in der Währung des 
Zahlungsortes zu befreien, auch wenn die Schuld in einer 
anderen Währung ausgedrückt ist. Die Frage, wo der Zah- 
lungsort bei einem Schuldverhältnis liegt (z. B. Wohnsitz 
des Schuldners nach deutschem Recht, Wohnsitz des Gläu- 
bigers nach französischem Recht), ist im Übereinkommen 
über Fremdwährungsverbindlichkeiten offen gelassen wor- 
den und soll in dem Europäischen Übereinkommen über 
den Zahlungsort bei Fremdwährungsverbindlichkeiten ge- 
regelt werden. Mit Rücksicht hierauf wird die aufgrund 
jedes dieser Übereinkommen notwendig werdende An- 
passung des innerdeutschen Rechts sinnvoll nur einheitlich 
vorgenommen werden können. 
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über den bereits seit geraumer Zeit vorliegenden Entwurf 
eines Europäischen Übereinkommens über den Zahlungs- 
ort bei Fremdwährungsverbindlichkeiten ist im Europäi- 
schen Komitee für rechtliche Zusammenarbeit noch keine 
volle Einigung erzielt worden. Die Erörterungen hierüber, 
insbesondere über eine Empfehlung an den Ministerrat, 
das Übereinkommen zur Zeichnung aufzulegen, sollen im 
Dezember 1970 fortgesetzt werden. 

9. Die Bundesregierung beabsichtigt, das Europäische Über- 
einkommen betreffend Auskünfte über ausländisches Recht 
(7. Juni 1968) zu ratifizieren. Vor der Ratifizierung des 
Übereinkommens müssen noch schwierige organisatorische 
Fragen geklärt werden. Da die Bundesregierung zur Erfül- 
lung der sich aus den Übereinkommen ergebenden Pflich- 
ten nicht allein in der Lage sein wird, müssen insbesondere 
verfahrensmäßige Probleme durch Verhandlungen mit den 
Ländern geklärt werden. Ein Vertragsgesetz zu dem Über- 
einkommen kann von der Bundesregierung erst nach Klä- 
rung dieser Fragen vorgelegt werden. 

10. Das Europäische Übereinkommen zur Befreiung der von 
diplomatischen oder konsularischen Vertretern errichteten 
Urkunden von der Legalisation (7. Juni 1968) hat dem 
Bundesrat bereits in der Form eines Vertragsgesetzent- 
wurfes (Bundesratsdrucksache 221/70) Vorgelegen. Der 
Bundesrat hat am 5. Juni 1970 beschlossen, gegen den 
Entwurf keine Einwendungen zu erheben (Bundesrats- 
drucksache 221/70 Beschluß). Mit dem Abschluß des Ratifi- 
kationsverfahrens dürfte daher in nächster Zeit zu rechnen 
sein. 


Ralf Dahrendorf 
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